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Zur Diskussion

Rechtliche Charakterisierung 
anwaltlicher Tätigkeit

I

Die Tätigkeit des Rechtsanwalts, insbesondere die des Ver­
teidigers im Strafverfahren, wird rechtlich unterschiedlich 
eingeordnet. Im Gegensatz zu A. P e r s i к e1 und J. G ö h - 
r i n g 2  vertreten H. L u t h e r / F. W o l f f 3  die Auffassung, 
daß der Anwaltsvertrag vom ZGB nicht ausdrücklich ge­
regelt ist.

J. Göhrihg begründet seine entgegengesetzte Ansicht 
u. a. damit, „daß in. jedem Fall die auf die Befriedigung 
individueller Bedürfnisse einzelner Bürger gerichtete an­
waltliche Tätigkeit den Charakter einer Dienstleistung 
trägt“. Demgegenüber sind H. Luther/F. Wolff der Mei­
nung, daß die Arbeit des Rechtsanwalts immer „eine Form 
der Rechtspflege ist, die nicht dem aus der Sphäre der 
Ökonomie stammenden Begriff der Dienstleistung zuge­
ordnet werden kann“. Sie folgern daraus, daß die Ver­
träge zwischen Bürger und Rechtsanwalt im ZGB genauso­
wenig geregelt sind wie die Verträge zwischen Bürger und 
Arzt.

Diese gegensätzlichen Positionen fordern deswegen zu 
einer Stellungnahme heraus, weil in Anbetracht der Be­
deutung der Arbeit des Rechtsanwalts für die Rechtsver­
wirklichung die weitere Klärung dieser Frage dazu bei­
trägt, die Rechtssicherheit als festen Bestandteil der Poli­
tik der Partei der Arbeiterklasse zu gewährleisten.

Sowohl J. Göhring als auch H. Luther/F. Wolff ver­
treten m. E. zutreffend die Auffassung, daß der Rechts­
anwalt ein Organ der sozialistischen Rechtspflege ist.4 
Aus dieser Einordnung der anwaltlichen Tätigkeit und der 
daraus resultierenden einheitlichen Zielstellung der Justiz- 
und Sicherheitsorgane und des Rechtsanwalts, die soziali­
stische Gesetzlichkeit zu verwirklichen, muß jedoch ent­
gegen der Meinung von H. Luther/F. Wolff nicht der 
Schluß gezogen werden, daß das ZGB auf -den Anwalts­
vertrag nicht anwendbar ist und es sich bei derartigen 
Verträgen um atypische handele, „für die die Regelungen 
der Verträge über persönliche Dienstleistungen analog 
herangezogen werden können, soweit sie nicht der Natur 
des Anwaltsvertrags — insbesondere der Unabhängigkeit 
des Rechtsanwalts — widersprechen“ ß

Außer J. Göhring hat auch J. M a n d e l  — wenn auch 
aus anderem Anlaß — darauf hingewiesen, daß „entspre­
chend dem Charakter der zu regelnden Verhältnisse (in 
unserem Fall ginge es um die Regelung der Tätigkeit der 
Rechtspflegeorgane) durchaus mehrere Formen und Me­
thoden der rechtlichen Regelung nebeneinander bestehen 
können“ .6 Dies würde bedeuten, daß die Tätigkeit des 
Rechtsanwalts dann nicht der Anwendung des ZGB auf 
den Anwaltsvertrag entgegensteht, wenn die Beziehungen 
zwischen Bürger und Rechtsanwalt von diesem Gesetz zu­
treffend erfaßt werden.

Bei der Beantwortung dieser Frage darf nicht über­
sehen werden, daß die oben erwähnte einheitliche Zielstel­
lung, Verwirklichung der sozialistischen Gesetzlichkeit, in 
unterschiedlichen Formen und durch verschiedene Metho­
den in der Arbeit der Justizorgane einerseits und der des 
Rechtsanwalts andererseits verwirklicht wird. Erwähnt 
seien hier nur die Unterschiede zwischen Justizorganen 
und Rechtsanwalt, die bei der Handhabung der Sprech­
erlaubnis, der Akteneinsicht, der Begründung und Beendi­
gung der Tätigkeit bestehen. Während z. B. der Bürger 
(mit Ausnahme der Bestellung eines Verteidigers durch 
das Gericht gemäß § 63 StPO) durch Auftrag oder Kündi­

gung den Beginn oder das Ende der Tätigkeit eines Rechts­
anwalts bestimmen kann, steht ihm eine solche Einfluß­
nahme auf die Tätigkeit der Justizorgane grundsätzlich 
nicht zu.

Im Auftragsverhältnis zwischen Bürger und Rechts­
anwalt spiegelt sich gleichfalls eine ökonomische Wechsel­
beziehung wider, die ebenfalls die anwaltliche Tätigkeit 
von der Tätigkeit der Justizorgane wesentlich unterscheidet 
und die zugleich für die im ZGB geregelten Zivilrechts­
verhältnisse (Dienstleistungsverhältnisse) kennzeichnend 
ist. Diese ökonomische Wechselbeziehung, die dem in der 
Präambel und in § 3 ZGB enthaltenen sozialistischen Lei­
stungsprinzip „Jeder nach seinen Fähigkeiten, jedem nach 
seiner Leistung“ entspricht, ist demnach ein weiteres Ar­
gument für die direkte Anwendbarkeit des ZGB auf die 
anwaltliche Tätigkeit.

Besonders in diesem Zusammenhang wird deutlich, daß 
der von H. Luther/F. Wolff vorgenommene Vergleich zwi­
schen Anwaltsvertrag und Arztvertrag außer acht läßt, daß 
beim medizinischen Betreuungsverhältnis im Gegensatz 
zum Anwaltsvertrag die Befriedigung der entsprechenden 
Bedürfnisse überwiegend aus gesellschaftlichen Fonds er­
folgt.7

Wenn auch H. Luther/F. Wolff g e n e r e l l  die An­
wendbarkeit des ZGB auf den Anwaltsvertrag für die 
Tätigkeit des Rechtsanwalts ausschließen, so versuchen sie 
dies doch insbesondere mit der Tätigkeit des Rechtsanwalts 
als Verteidiger im Strafverfahren zu beweisen. Sie meinen, 
daß die Auffassung von der Verteidigung als persönliche 
Dienstleistung eine Privatisierung des Instituts der Vertei­
digung bedeutet, die den Verteidiger einseitig auf den 
Auftraggeber orientiert und ziehen daraus den Schluß, daß 
der Verteidiger als Auftragnehmer i. S. der §§ 187 ff. ZGB 
kein selbständiges Organ der Rechtspflege und in jedem 
Fall an die mit seinem Auftraggeber getroffenen Verein­
barungen bei der Ausführung der Dienstleistung gebun­
den sei.8

J. Göhring ist jedoch darin zuzustimmen, daß durch 
eine solche Argumentation grundsätzliche Positionen des 
sozialistischen Zivilrechtsverhältnisses in Frage gestellt 
werden. Diese grundsätzlichen Positionen bestehen u. a. 
in den politischen und ökonomischen Grundlagen des 
ZGB, den sich daraus ergebenden sozialistischen Prinzi­
pien des Zivilrechts, seiner geschlossenen Kodifizierung 
und der daraus resultierenden leichten Überschaubarkeit.

Die sozialistischen Prinzipien unseres Zivilrechts erge­
ben sich bereits aus der in der Präambel des ZGB festge­
legten Einheit von Rechten und Pflichten und aus der 
Übereinstimmung der persönlichen Interessen mit den ge­
sellschaftlichen Erfordernissen, und sie finden u. a. in 
§ 15 ZGB, der zu einer verantwortungsbewußten Rechts­
ausübung verpflichtet, ihren Niederschlag. Diese Prinzi­
pien muß aber auch der Anwaltsvertrag beachten. Schon 
deshalb ist m. E. die Schlußfolgerung von H. Luther/
F. Wolff nicht gerechtfertigt, daß die persönliche Dienst­
leistung den Verteidiger einseitig auf den Auftraggeber 
orientiert und damit seine Stellung in der Rechtspflege 
verkennt.

Unter Berücksichtigung der grundsätzlichen Positionen 
des sozialistischen Zivilrechts — auf die sich J. Göhring 
ausdrücklich bezieht — kann H. Luther/F. Wolff auch nicht 
darin gefolgt werden, daß J. Göhring letztlich Individuum 
und Gesellschaft gegenüberstelle. Dem stehen die diesbe­
züglichen Darlegungen J. Göhrings selbst entgegen, denn 
die individuellen Bedürfnisse der Bürger werden von 
J. Göhring nicht nur im Zusammenhang mit der Tätig­
keit des Rechtsanwalts, sondern auch in Verbindung mit 
der der Justizorgane erwähnt. Im Hinblick auf die Justiz-


